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DURCHFUHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2020/1356 DES RATES
vom 25. September 2020

zur Gewihrung einer voriibergehenden Unterstiitzung gemif der Verordnung (EU) 2020/672 fiir die
Republik Slowenien mit dem Ziel, Arbeitslosigkeitsrisiken in der Notlage infolge des COVID-19-
Ausbruchs zu mindern

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —
gestiitzt auf den Vertrag tiber die Arbeitsweise der Europiischen Union,

gestiitzt auf die Verordnung (EU) 2020/672 des Rates vom 19. Mai 2020 zur Schaffung eines Européischen Instruments zur
voriibergehenden Unterstiitzung bei der Minderung von Arbeitslosigkeitsrisiken in einer Notlage (SURE) im Anschluss an
den COVID-19-Ausbruch ('), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1,

auf Vorschlag der Europiischen Kommission,
in Erwédgung nachstehender Griinde:

(1) Am 7. August 2020 hat Slowenien die Union um finanziellen Beistand ersucht, um die nationalen Anstrengungen
des Landes zur Bekdmpfung der Auswirkungen des COVID-19-Ausbruchs und zur Reaktion auf die soziookon-
omischen Folgen des Ausbruchs fiir die Beschiftigten und die Selbststindigen zu ergdnzen.

(2)  Der COVID-19-Ausbruch und die von Slowenien getroffenen Sondermaffnahmen, mit denen der Ausbruch und
dessen soziookonomische und gesundheitsbezogene Folgen eingedimmt werden sollen, werden sich wahrscheinlich
dramatisch auf die offentlichen Finanzen auswirken. In ihrer Frithjahrsprognose 2020 ging die Kommission fiir
Slowenien bis Ende 2020 von einem offentlichen Defizit von 7,2 % und einem gesamtstaatlichen Schuldenstand
von 83,7 % des Bruttoinlandsprodukts (BIP) aus. Gemaf§ der Zwischenprognose der Kommission vom Sommer
2020 wird das slowenische BIP 2020 um 7,0 % zuriickgehen.

(3)  Durch den COVID-19-Ausbruch wurde ein erheblicher Teil der Erwerbsbevolkerung Sloweniens dazu gezwungen,
seine Arbeit ruhen zu lassen. Wie in den Erwigungsgrinden 4 und 9 dargelegt, hat das in Slowenien im
Zusammenhang mit Kurzarbeitsregelungen und vergleichbaren Mafinahmen zu einem unvermittelten und heftigen
Anstieg der offentlichen Ausgaben gefiihrt.

(4)  Mit dem ,Gesetz iiber die Interventionsmaflnahmen fiir Gehilter und Beitriage (ZIUPPP)* (}) und dem ,Gesetz iiber
die Festlegung der Interventionsmaffnahmen zur Einddimmung der COVID-19-Epidemie und der Abmilderung ihrer
Folgen fiir die Biirger und die Wirtschaft (ZIUZEOP)“ (*), auf die in Sloweniens Ersuchen vom 7. August 2020 Bezug
genommen wird, wurde eine Lohnausgleichsregelung fiir Arbeitnehmer eingefiihrt, die nicht erwerbstitig waren
(oder auf eine Beschaftigung warteten), weil ihre Arbeitgeber infolge geschiftlicher Griinde, wegen hoherer Gewalt
oder wegen Quarantine voriibergehend nicht in der Lage waren, eine Beschiftigung sicherzustellen, Die nach der
Regelung zahlbare Leistung ist auf 80 % des Durchschnittslohns der Arbeitnehmer in den letzten drei Monaten
begrenzt, liegt aber nicht unter dem slowenischen Mindestlohn und setzt voraus, dass der Arbeitnehmer
weiterbeschaftigt wird, solange der Arbeitgeber die Regelung in Anspruch nimmt. Die Regelung war vom 13. Mérz
2020 bis zum 31. Mai 2020 in Kraft. Die Regelung wurde seitdem mit dem ,Gesetz tiber die Festlegung der
Interventionsmafinahmen zur Eindimmung und Abmilderung der Folgen der COVID-19-Epidemie (ZIUOOPE)“ (%)
mit einigen Anderungen vom 1. Juni 2020 bis zum 31. August 2020 verldngert, wobei eine weitere Ausweitung bis
Ende September 2020 vorgesehen ist.

(5)  Es wurde eine Befreiung von der Zahlung der Sozialversicherungsbeitrdge fiir Arbeitnehmer eingefithrt, die die
Lohnausgleichsregelung in Anspruch nehmen. Diese Regelung war vom 13. Mdrz 2020 bis zum 31. Mai 2020 in
Kraft.

(6)  Eine Kurzarbeitsregelung wurde eingefiihrt, die Arbeitgebern die voriibergehende Einfilhrung von Teilzeitbe-
schiftigung ermoglicht, in deren Rahmen die Arbeitnehmer fiir eine Vollzeitstelle vergiitet werden. Der Arbeitgeber
erhilt einen pauschalen Zuschuss fiir jede nicht abgeleistete Arbeitsstunde des Arbeitnehmers, vorausgesetzt, der
Arbeitnehmer wird wihrend der Inanspruchnahme der Regelung durch den Arbeitgeber fiir einen weiteren Monat
beschiftigt. Die Regelung ist vom 1. Juni 2020 bis zum 31. Dezember 2020 in Kraft.
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() ABLL 159 vom 20.5.2020, S. 1.

(%) ZIUPPP, Amtsblatt der Republik Slowenien Nr. 36/20.

() ZIUZEOP, Amtsblatt der Republik Slowenien Nr. 49/20.
(*) ZIUOOPE, Amtsblatt der Republik Slowenien Nr. 80/20.
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(10)

(11)

(13)

(14)

(15)

Fiir weiterbeschiftigte Arbeitnehmer fuhrten die Behorden eine Regelung ein, in deren Rahmen die Zahlung der
Beitrage fiir die Renten- und Invalidititsversicherung bezuschusst wurde, einschlieSlich der Beitrige fiir die
betriebliche Altersvorsorge. Die Mafinahme ging mit der Verpflichtung fur den Arbeitgeber einher, Arbeitnehmern,
deren Lohn geringer war als das Dreifache des Mindestlohns, eine monatliche Krisenzulage von 200 EUR zu zahlen.
Die Behorden verlangten nur Daten fir den Anteil der Ausgaben fiir Arbeitnehmer, die bis zu den letzten
verfugbaren Ist-Daten kontinuierlich beschiftigt waren. Die Mafnahme war vom 13. Mdrz 2020 bis zum 31. Mai
2020 in Kraft.

Es wurde eine Maffnahme fiir die Finanzierung von Sozialversicherungsbeitrigen fiir Selbststindige, Landwirte und
Mitarbeiter von Glaubensgemeinschaften eingefithrt. Die Manahme deckt simtliche Sozialversicherungsbeitrage
fur diese Begiinstigten ab, die versichert waren und ihrer wirtschaftlichen T4tigkeit wihrend der Epidemie entweder
tiberhaupt nicht oder nur teilweise nachgehen konnten. Die Mafinahme war vom 13. Mérz 2020 bis zum 31. Mai
2020 in Kraft.

SchliefSlich wurde eine Maffnahme fiir Einkommensgrundsicherung fiir Selbststindige, Landwirte und Mitarbeiter
von Glaubensgemeinschaften eingefithrt, kraft deren die Begiinstigten, die versichert waren und ihrer
wirtschaftlichen Tatigkeit wahrend der Epidemie entweder iberhaupt nicht oder nur teilweise nachgehen konnten,
im Mérz 2020 ein Zuschuss von 350 EUR und im April und Mai 2020 ein Zuschuss von 700 EUR gezahlt wurde.
Die Mafinahme war vom 13. Marz 2020 bis zum 31. Mai 2020 in Kraft.

Slowenien erfiillt die Bedingungen des Artikels 3 der Verordnung (EU) 2020/672 fiir ein Ersuchen um finanziellen
Beistand. Slowenien hat der Kommission angemessene Nachweise dariiber vorgelegt, dass die tatsichlichen und
geplanten offentlichen Ausgaben aufgrund der nationalen Mafinahmen zur Einddimmung der sozio6konomischen
Auswirkungen des COVID-19-Ausbruchs seit dem 1. Februar 2020 um 1 203 670 000 EUR gestiegen sind. Das
stellt einen unvermittelten und heftigen Anstieg dar, da ein erheblicher Teil der Unternehmen und der
Erwerbstitigen in Slowenien von den neuen Mafinahmen erfasst wird. Slowenien beabsichtigt, 90 000 000 EUR des
erhohten Ausgabenbetrags aus Unionsmitteln zu finanzieren.

Die Kommission hat Slowenien konsultiert und den unvermittelten und heftigen Anstieg der tatsichlichen und
geplanten Offentlichen Ausgaben, der unmittelbar auf Kurzarbeitsregelungen und dhnliche Mafinahmen
zuriickzufithren ist, auf die im Ersuchen vom 7. August 2020 Bezug genommen wird, gemifS Artikel 6 der
Verordnung (EU) 2020/672 uiberpriift.

Daher sollte Slowenien finanzieller Beistand gewihrt werden, um das Land bei der Eindimmung der soziodkon-
omischen Auswirkungen der durch den COVID-19-Ausbruch verursachten gravierenden wirtschaftlichen Storung
zu unterstiitzen. Die Kommission sollte die Entscheidungen iiber Laufzeiten, Umfang und Freigabe der Tranchen
und Teilbetrdge in enger Zusammenarbeit mit den nationalen Behorden treffen.

Dieser Beschluss sollte das Ergebnis etwaiger Verfahren, die moglicherweise wegen einer Beeintrachtigung des
Funktionierens des Binnenmarkts eingeleitet werden, insbesondere nach Mafigabe der Artikel 107 und 108 des
Vertrags, unberiihrt lassen. Er enthebt die Mitgliedstaaten keinesfalls ihrer Pflicht, etwaige staatliche Beihilfen gemaifs
Artikel 108 des Vertrags bei der Kommission anzumelden.

Slowenien sollte die Kommission regelmifig iiber die Ausfilhrung der geplanten offentlichen Ausgaben
unterrichten, damit die Kommission beurteilen kann, inwieweit Slowenien diese Ausgaben getitigt hat.

Bei dem Beschluss zur Leistung von finanziellem Beistand wurden der bestehende und der erwartete Bedarf
Sloweniens sowie Antrdge auf finanziellen Beistand nach der Verordnung (EU) 2020/672, die von anderen
Mitgliedstaaten bereits eingereicht wurden oder noch eingereicht werden, beriicksichtigt und die Grundsitze der
Gleichbehandlung, der Solidaritit, der Verhaltnismafigkeit und der Transparenz angewendet —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Slowenien erfiillt die Bedingungen des Artikels 3 der Verordnung (EU) 2020/672.

(1)

Artikel 2

Die Union stellt Slowenien ein Darlehen in Hohe von maximal 1113670000 EUR zur Verfiigung. Die

durchschnittliche Laufzeit des Darlehens betrdagt hochstens 15 Jahre.
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(2)  Der mit diesem Beschluss gewihrte finanzielle Beistand ist ab dem ersten Tag nach Inkrafttreten dieses Beschlusses
18 Monate lang verfiigbar.

(3)  Der finanzielle Beistand der Union wird Slowenien von der Kommission in maximal acht Tranchen ausgezahlt. Eine
Tranche kann in einem oder mehreren Teilbetrigen ausgezahlt werden. Die Teilbetrdge der ersten Tranche konnen lingere
Laufzeiten haben als die in Absatz 1 genannte durchschnittliche Hochstlaufzeit. In diesen Fillen werden die Laufzeiten
weiterer Tranchen so festgelegt, dass die in Absatz 1 genannte durchschnittliche Hochstlaufzeit nach Auszahlung aller
Raten eingehalten wird.

(4)  Die erste Tranche wird vorbehaltlich des Inkrafttretens der Darlehensvereinbarung gemifS Artikel 8 Absatz 2 der
Verordnung (EU) 2020/672 freigegeben.

(5)  Slowenien trdgt die Finanzierungskosten der Union gemifl Artikel 4 der Verordnung (EU) 2020/672 fiir jede
Tranche zuziiglich aller Gebiithren, Kosten und Ausgaben der Union, die sich aus der Finanzierung des in Absatz 1 des
vorliegenden Artikels gewihrten Darlehens ergeben.

(6)  Die Kommission entscheidet iiber den Umfang und die Freigabe der Tranchen sowie iiber die Hohe der Teilbetrage.

Artikel 3

Slowenien kann folgende Mafinahmen finanzieren:

a) eine Lohnausgleichsregelung, gemifS den Artikeln 7 und 8 des ,Gesetzes iiber die Interventionsmaffnahmen fiir Gehilter
und Beitrdge* und in den Artikeln 21 bis 32 des ,Gesetzes iiber die Festlegung der Interventionsmafnahmen zur
Eindimmung der COVID-19-Epidemie und der Abmilderung ihrer Folgen fiir die Biirger und die Wirtschaft” (in der
gednderten Fassung), erweitert durch die Artikel 24 bis 34 des ,Gesetzes iiber die Festlegung der Interventions-
mafinahmen zur Einddimmung und Abmilderung der Folgen der COVID-19-Epidemie*;

b) eine Befreiung von der Zahlung der Sozialversicherungsbeitrige fur Arbeitnehmer, die die Lohnausgleichsregelung in
Anspruch nehmen, gemif$ den Artikeln 21 bis 32 des ,Gesetzes iiber die Festlegung der Interventionsmaffnahmen zur
Eindimmung der COVID-19-Epidemie und der Abmilderung ihrer Folgen fiir die Biirgerinnen und Biirger und die
Wirtschaft®;

c) eine Kurzarbeitsregelung zur Bezuschussung voriibergehender Teilzeitbeschiftigung, gemaf den Artikeln 11 bis 23 des
,Gesetzes tiber die Festlegung der Interventionsmafinahmen zur Einddimmung und Abmilderung der Folgen der
COVID-19-Epidemie*;

d) die Zahlung von Beitrdgen fiir die Renten- und Invalidititsversicherung fiir Arbeitnehmer sowie die Zahlung einer
monatlichen Krisenzulage, gemaff Artikel 33 des ,Gesetzes iiber die Festlegung der Interventionsmafinahmen zur
Eindimmung der COVID-19-Epidemie und der Abmilderung ihrer Folgen fiir die Biirgerinnen und Biirger und die
Wirtschaft“, insoweit das den Anteil der Ausgaben fir Arbeitnehmer betrifft, die durchgehend bis zu den letzten
verfiigbaren Ist-Daten beschiftigt waren;

e) die Finanzierung der Sozialversicherungsbeitrige fiir Selbststindige, Landwirte und Mitarbeiter von Glaubensgemein-
schaften, gemdfl Artikel 38 des ,Gesetzes iiber die Festlegung der Interventionsmafinahmen zur Eindimmung der
COVID-19-Epidemie und der Abmilderung ihrer Folgen fiir die Biirgerinnen und Biirger und die Wirtschaft®;

f) eine Mafnahme fiir Einkommensgrundsicherung fiir Selbststindige, Landwirte und Mitarbeiter von Glaubensgemein-
schaften, gemdfl Artikel 34 des ,Gesetzes tiber die Festlegung der Interventionsmaflnahmen zur Einddimmung der
COVID-19-Epidemie und der Abmilderung ihrer Folgen fiir die Biirgerinnen und Biirger und die Wirtschaft”.

Artikel 4
Slowenien informiert die Kommission bis zum 30. Marz 2021 und anschlieend alle sechs Monate iiber die Durchfiihrung
der geplanten offentlichen Ausgaben so lange, bis die geplanten offentlichen Ausgaben vollstindig getitigt wurden.

Artikel 5
Dieser Beschluss ist an die Republik Slowenien gerichtet.

Dieser Beschluss wird am Tag seiner Bekanntgabe an den Adressaten wirksam.
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Artikel 6

Dieser Beschluss wird im Amtsblatt der Europdischen Union veroffentlicht.

Geschehen zu Briissel am 25. September 2020.

Im Namen des Rates
Der Priisident
M. ROTH



	Durchführungsbeschluss (EU) 2020/1356 des Rates vom 25. September 2020 zur Gewährung einer vorübergehenden Unterstützung gemäß der Verordnung (EU) 2020/672 für die Republik Slowenien mit dem Ziel, Arbeitslosigkeitsrisiken in der Notlage infolge des COVID‐19‐Ausbruchs zu mindern 

